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Migranten als Sündenböcke
für Waldbrände in Griechenland
Zeitungen sprechen von einer «Pogrom»-Stimmung in der Bevölkerung

ELENA PANAGIOTIDIS

«Das einzig Gute ist, dass wir kein einzi-
gesMenschenlebenzubeklagenhaben»–
so resümierte eine Moderatorin des
staatlichen griechischen Rundfunks
ERT am Mittwoch dieWaldbrandsitua-
tion – um dann noch hinterherzuschie-
ben: «Abgesehen von den 18 armen
Menschen, die im Wald von Dadia ge-
storben sind.»

Bei den «18 armenMenschen», deren
verkohlte Leichname am Dienstag im
Nationalpark nahe der Grenze zur Tür-
kei entdeckt wurden, handelt es sich
mutmasslich um Migranten. Zwei von
ihnen sollen noch Kinder gewesen sein,
wie der zuständige Gerichtsmediziner
mitteilte. Ihr Tod findet wenig Beach-
tung, sowohl in Griechenland als auch
in internationalen Medien.

Fast das ganze Land betroffen

Griechenland erlebt derzeit einen Alb-
traum ohne Ende.Heftige Brände wüten
an vielen Stellen des Landes: An der
Grenze zur Türkei brennt es auf einer
Länge von 40 Kilometern, besonders be-
troffen ist der Nationalpark Dadia.Auch
auf Inseln wie Kythnos und Evia sowie
im Athener Vorort Aspropyrgos brennt
es.Zudem ist im Parnitha-Gebirge nord-
westlich der Hauptstadt ein neuer Brand
ausgebrochen, der die «Lunge Athens»
bedroht.Die Polizei zählte dort mindes-
tens fünf Versuche von Brandstiftung.
Rund 80 Prozent des Landes waren laut
der Zeitung «Kathimerini» zeitweise
von Rauchschwaden bedeckt.

Die Rettungskräfte sind unermüd-
lich im Einsatz, um zu löschen und
Menschen in Sicherheit zu bringen.
60 Feuerwehrleute wurden bisher bei
Rettungsarbeiten verletzt. Besonders
Älteren, Kranken und Kleinkindern
wird geraten, bei geschlossenen Fens-
tern daheim zu bleiben und im Freien
eine Maske zu tragen. Ganze Dörfer
sind evakuiert worden, in der Hafen-
stadt Alexandroupolis, wo es weiterhin
brennt, mussten bereits am Dienstag
die Patienten des Universitätsspitals –
unter ihnen Neugeborene und Intensiv-
patienten – gerettet werden.

In der Grenzregion zur Türkei tref-
fen zwei Krisen aufeinander.Zum einen
die Brände, die seit Jahrtausenden ein
bekanntes Phänomen in Griechenland
sind.Neu ist aber ihre Intensität infolge
des Klimawandels, wie auch Minister-
präsident Kyriakos Mitsotakis betonte.
Zum anderen ist hier das Phänomen der
irregulären Migration besonders ausge-
prägt. Migranten und Flüchtlinge ohne
gültige Papiere versuchen seit Jahren,
über die türkisch-griechische Grenze in
die EU zu gelangen. Ihre Routen führen
sie auch durch den Nationalpark Dadia,
der nun für mindestens 18 Personen zur
Todesfalle wurde.

Der griechische Migrationsminister
konnte sich in einem knappen State-

ment denVorwurf «selber schuld» nicht
verkneifen. Das Unglück zeige «ein-
mal mehr die Gefahren der illegalen
Migration». Vielleicht ist es diese Art
der Gleichgültigkeit, die von Ministern
und Moderatoren demonstriert wird,
die nun einige glauben lässt, sie könn-
ten ihr rassistisches Mütchen an den
Migranten kühlen.

Besonders sicher glaubte sich ein
Mann bei Alexandroupolis, der zur
Selbstjustiz griff und das Video dazu
live ins Netz stellte. Darin brüstet er
sich damit, «25 Stück» – gemeint sind
Migranten – gefangen zu haben.Er be-
schuldigt sie, die Feuer gelegt zu haben.
«Sie werden uns verbrennen», ruft er
mehrmals.Dann filmt er in denAnhän-

ger seinesAutos, aus dem die Gesichter
junger Männer schauen.

In dem Video ruft er die Bevölke-
rung auf: «Organisiert euch, kommt
alle, dass wir sie (die Migranten) ein-
sammeln.» Unter den Reaktionen, die
er auf das Video erhielt, waren Aus-
sagen wie: «Zeig sie doch nicht, ver-
brenne sie einfach.» Im Zusammen-
hang mit dem Video ermittelt die Poli-
zei. Sie nahm drei Personen fest, unter
ihnen der Besitzer des Autos, der auch
mutmasslich gefilmt hat.

Es ist nicht der einzige Vorfall von
Selbstjustiz. Es finden sich weitere be-
unruhigende Aufnahmen in den sozia-
len Netzwerken und rassistische Auf-
rufe zu Straftaten. Verschwörungs-

theorien machen die Runde, wonach
Migranten die Feuer gelegt hätten.
Manche behaupten, sie seien von der
Türkei bezahlt worden. Die Zeitung
«efsyn.gr» spricht vom «Pogrom», das
gegen die Migranten im Evros-Gebiet
organisiert werde.

Aufnahmen aus den sozialen Netz-
werken zeigen, wie auch Politiker
wie der Abgeordnete Paris Papadakis
von der rechtspopulistischen Griechi-
schen Lösung die Stimmung anheizen:
«Illegale Migranten haben Feuer gelegt.
Wir löschen, sie zünden an. Es ist Krieg,
ruft den Notstand aus.»

Bürger gründen Milizen

In einem weiterenVideo, das auf Face-
book gepostet wurde und das aus dem
Evros-Gebiet stammen soll, ist eine
Versammlung von Bürgern zu sehen.
Ein Mann in Kampfmontur ruft von
der Ladefläche seines Pick-ups alle
dazu auf, gegen die Migranten vor-
zugehen. Man befinde sich in einem
«hybriden Krieg». Und mit offensicht-
lichem Bedauern ermahnt er: «Aber
keine Waffen, keine Messer, Leute.
Sonst bekommt ihr Probleme.» Einer
aus der Menge fragt nach: «Dürfen wir
nicht töten?»

Dass sich ausgerechnet in der Region
Evros die Wut auf die Migranten ent-
lädt, ist nicht verwunderlich. Gerade
aus Sicht der Rechtsextremisten wer-
den an dem gleichnamigen Grenz-
fluss das Land und auch die EU gegen
illegale Zuwanderung verteidigt. Schon
früher machten hier Bürgerwehren von
sich reden, die das Recht in die eigene
Hand nahmen.Als der türkische Präsi-
dent RecepTayyip Erdogan im Februar
2020 Tausende von Migranten an die
Grenze schaffen liess, patrouillierten
milizähnliche Gangs am Evros, gedul-
det von Polizei undArmee.

Die griechische Regierung beschul-
digt nicht selbst die Migranten, Feuer
gelegt zu haben. Doch sie schweigt zu
den Ausbrüchen des Hasses und der
Selbstjustiz. Während man versucht,
die Waldbrände zu löschen, lässt man
das Feuer des Hasses im Netz unkon-
trolliert lodern.

Feuerwehrleute versuchen, in der Evros-Region im Nordosten Griechenlands einen Brand zu bekämpfen. ALEXANDROS AVRAMIDIS / REUTERS

Estlands Regierungschefin in Bedrängnis
Die Opposition fordert den Rücktritt von Kaja Kallas und Aufklärung über die Russlandgeschäfte ihres Mannes

ANDREAS ERNST

Kaja Kallas steht vor der grössten Krise
ihrer Karriere. Medien und Opposition
werfen der estnischen Regierungschefin
vor, naiv oder unehrlich zu sein. Am
Mittwoch war bekannt geworden, dass
ihr Gatte an einem Speditionsunterneh-
men beteiligt ist, das noch lange nach
Kriegsbeginn in der Ukraine Waren
nach Russland lieferte.

Die Opposition fordert ihren Rück-
tritt, auch manche Koalitionspartner

gehen auf Distanz. Kallas weist die Kri-
tik zurück: Die Lieferungen der Firma
seien ausschliesslich an einen estnischen
Kunden in Russland gegangen. Ihr Gatte
habe ihr versichert, dass weder estnische
Gesetze noch europäische Sanktions-
vorschriften verletzt worden seien.

Sie räumte aber ein, dass sie weiter-
hin der Ansicht sei, dass jede geschäft-

liche Tätigkeit mit Russland unterblei-
ben solle, solange dessen Gewalt gegen
die Ukraine anhalte. Für alle weiteren
Fragen verwies Kallas die Journalisten
an die beteiligten Firmen. «Ich bin nicht
in diese Geschäfte involviert», sagte sie.
«Ich bin Ministerpräsidentin und habe
meinen eigenen Job.»

Falke gegenüber Russland

Kallas ist seit je eine der entschlossens-
ten Unterstützerinnen der Ukraine
und hat sich in der EU einen Namen
als Falke gegenüber Russland gemacht.
Dies nicht nur in Bezug aufWirtschafts-
sanktionen. Sie sprach sich auch für
den Ausschluss russischer Sportler von
internationalen Wettkämpfen aus und
gegen die Erteilung von Visa an russi-
sche Staatsbürger.

Entsprechend hämisch schreiben
estnische Zeitungen von der Entzaube-
rung der «Kriegsprinzessin», die unbe-
darft glaubte, ihr Amt und das Privat-
leben (ihres Ehemannes) voneinander
trennen zu können. Erschwerend für sie
kommt hinzu, das Kallas der Firma ihres
Mannes ein Darlehen von 350 000 Euro
gegeben hatte. Den Betrag hatte sie im
Juni ordnungsgemäss deklariert.

In die Debatte schaltete sich amMitt-
woch auch Staatspräsident Alar Karis
ein. Er forderte die Regierungschefin

auf, die Angelegenheit schnell aufzu-
klären, über die Folgen nachzudenken
und dann über die nächsten Schritte zu
entscheiden. Das klingt nicht wie eine
Rückendeckung.

Dass die Opposition sofort ihren
Kopf forderte, dürfte Kallas nicht er-
staunt haben. Bedenklicher für sie sind
die Absetzbewegungen bei einem Teil
ihrer Koalitionspartner: Innenminis-
ter Lauri Läänemets bezeichnete die
Affäre als beunruhigend. Es sei doch
klar, dass die Devise «was nicht ver-
boten ist, ist erlaubt» im Umgang mit
Russland nicht gelte.

Die harte Haltung gegen Russ-
land und Kallas Ausstrahlung über die
Landesgrenzen hinaus waren wich-
tige Gründe für den Erfolg der libera-
len Reformpartei bei ihrer Wiederwahl
im März. Sie erhielt über ein Drittel der
Stimmen. Und dies in einem Land, von
dessen 1,3 Millionen Einwohnern etwa
ein Viertel russischstämmig sind.

Kallas hatte schon während des rus-
sischen Aufmarsches an den Grenzen
der Ukraine um den Jahreswechsel
2021/22 vor Konzessionen an Moskau
gewarnt. Die Versuche aus Berlin und
Paris, die Eskalation abzuwenden, kri-
tisierte sie als unnütze und gefährliche
Beschwichtigungsversuche.

Was damals vielen Westeuropäern
als Scharfmacherei galt, wurde mit dem

russischen Überfall zum europäischen
Konsens. Und mit diesem Meinungs-
wandel stieg das Prestige der 45-Jähri-
gen weit über die Bedeutung des balti-
schen Kleinstaats hinaus. Immer wieder
wurde ihr Name genannt, wenn es um
die Nachfolge von Nato-Generalsekre-
tär Jens Stoltenberg ging.

Heute sind viele Esten überzeugt,
dass die internationale Prominenz von
Kallas dem Land nützt. Entsprechend
äussern manche Kommentatoren die
Befürchtung, dass sich ein Imagescha-
den durch die Geschäfte ihres Mannes
nicht nur auf die Regierungschefin, son-
dern auf das ganze Land negativ aus-
wirken könnte.

Bekannte Politikerfamilie

Kaja Kallas stammt aus einer bekannten
Politikerfamilie. Ihr Vater, Siim Kallas,
begann noch unter sowjetischer Herr-
schaft seine Karriere als Reformer und
wurde ein wichtiger Protagonist der est-
nischen Unabhängigkeitsbewegung.
Darauf folgte eine Karriere als Minis-
terpräsident und EU-Kommissar.

Seine Tochter engagierte sich eher
spät in der Politik. Doch mit dem Ein-
tritt in die Partei ihres Vaters 2010 be-
gann eine steile Karriere der Juristin.
Seit 2021 ist Kaja Kallas Ministerpräsi-
dentin Estlands.

Kaja Kallas
Ministerpräsidentin
von EstlandPD

IN KÜRZE

Norwegen verspricht
Ukraine Raketen und Jets
(dpa) · Die Ukraine erhält von Norwe-
gen Flugabwehrraketen vom Typ Iris-
T und eine nicht näher genannte Zahl
Kampfjets vom Typ F-16. Die Ukraine
benötige dringend mehr militärische
Ausrüstung, Raketen und Flugabwehr-
geschosse, sagte der norwegische Minis-
terpräsident Jonas Gahr Støre anlässlich
eines Besuchs in Kiew am Donnerstag.
Deshalb unterstütze Norwegen das von
Russland angegriffene Land mit allem,
was möglich sei. Støre bestätigte laut
norwegischenMedien, dass sein Land als
drittes nach Dänemark und den Nieder-
landen der Ukraine Kampfflugzeuge des
Typs F-16 zur Verfügung stellen werde.

USA genehmigen weitere
Waffenlieferung an Taiwan
(dpa) · Die USA haben einen weite-
ren Waffenverkauf im Wert von 500
Millionen US-Dollar an Taiwan geneh-
migt. Wie die für Rüstungsexporte zu-
ständige US-Behörde DSCA am Mitt-
woch mitteilte, beinhaltet das Paket In-
frarot-Such- und -Verfolgungssysteme
für F-16-Kampfflugzeuge und zugehö-
rige Ausrüstung. Das Geschäft werde
Taiwans Fähigkeiten verbessern, gegen-
wärtigen und zukünftigen Bedrohungen
zu begegnen, teilte die US-Behörde mit.
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So wird nichts aus der Pflegeinitiative
Damit auch in Zukunft alle Patienten versorgt werden können, müsste die Zahl der Fachkräfte stark steigen – das Gegenteil passiert

SIMON HEHLI

Der Pflegenotstand in der Schweiz
spitzt sich weiter zu. Pflegeheime müs-
sen ganze Abteilungen schliessen, Spi-
täler Operationen aufschieben.Denn sie
finden schlicht kein Personal mehr, um
ihre Betriebe in voller Auslastung lau-
fen zu lassen. Und die Situation wird
wohl noch dramatischer. In den kom-
menden Jahrzehnten erreichen die ge-
burtenstarken Nachkriegsjahrgänge ein
Alter, in dem sie viele Gesundheitsleis-
tungen beanspruchen werden.

Die Schweiz braucht deshalb bis
Ende dieses Jahrzehnts rund 30 Prozent
mehr Pflegefachleute. In der Bevölke-
rung und in der Politik ist man sich die-
ses Problems bewusst, die Pflegeinitia-
tive wurde im November 2021 deutlich
angenommen. Diese Woche kündigte
der Bundesrat an, dass Mitte 2024 die
grosse «Ausbildungsoffensive» starte.
Acht Jahre lang soll insgesamt rund
eine Milliarde Franken in die Ausbil-
dung von Pflegefachkräften fliessen. Es

wird also dauern, bis die Initiative ihre
volleWirkung entfaltet.

Um den Fachkräftemangel zu be-
heben, müsste es indes bereits jetzt
stark steigende Zahlen in der Ausbil-
dung geben. Die Realität ist eine an-
dere, an denAusbildungsstätten herrscht
eine Stimmung zwischen Ernüchterung
und Zweckoptimismus. Der Verband
Bildungszentren Gesundheit Schweiz
(BGS), dem 32 Ausbildungsinstitutio-
nen angehören, hat kürzlich die neusten
Zahlen veröffentlicht: Im ersten Halb-
jahr 2023 haben nur noch 827 Personen
eine Pflegeausbildung an einer höhe-
ren Fachschule begonnen. Letztes Jahr
waren es bis Ende Juni 979 Personen.
Das ist ein Einbruch um 15,5 Prozent.

«Im Tal der Tränen»

Als alarmierend will BGS-Präsident
Jörg Meyer die Zahlen nicht bezeich-
nen. Immerhin rechnet die Hälfte der
Bildungszentren damit, dass sie für 2023
die Zahlen von 2022 erreichen oder so-

gar übertreffen. In der zweiten Jah-
reshälfte melden sich jeweils deutlich
mehr Studentinnen an als in der ersten,
weil viele dann eine Lehre abschlies-
sen und gleich nahtlos an die höhere
Fachschule wechseln.Allerdings basie-
ren die optimistischen Prognosen vor
allem auf dem Prinzip Hoffnung. «Wir
sind sicher noch nicht aus dem Tal der
Tränen raus», sagt Meyer.

Seit 2015 ist die Zahl der Eintritte an
den höheren Fachschulen deutlich ge-
stiegen, mit einer Spitze im Jahr 2021.
Man erhoffte sich, dass die Pandemie
noch einen weiteren Schub bewirken
würde, weil die Pflegeberufe und deren
Wichtigkeit und Sinnhaftigkeit hohe
Medienpräsenz bekamen. Doch schon
2022 waren die Zahlen wieder rückläu-
fig.Von den höheren Fachschulen kom-
men rund zwei Drittel der hierzulande
ausgebildeten Pflegefachleute, von den
Fachhochschulen (FH) der Rest.

Auch an den FH sank die Zahl der
Studierenden nach dem Rekordjahr
2021.Die Berner Fachhochschule, die in

Basel eine Filiale hat, verzeichnete 2023
149 Ausbildungsstarts, 18 weniger als
vor zwei Jahren.An der Zürcher Hoch-
schule für Angewandte Wissenschaf-
ten (ZHAW) begannen im Herbst 2022
bloss 134 Personen das Pflege-Bache-
lorstudium, ein Rückgang um 25 Pro-
zent. Irène Ris, Leiterin des Bachelor-
studiengangs Pflege, begründet dasAus-
bleiben des dringend benötigtenAusbil-
dungsbooms mit geburtenschwachen
Jahrgängen. Und mit der Berichterstat-
tung in den Medien, die auf die schwie-
rigen Jobbedingungen fokussiere.

Junge haben Alternativen

Die Ausbildungsstätten haben zudem
mit einem neuen Phänomen zu kämp-
fen: Die Anmeldungen treffen immer
später ein. «Ich erfahre erst einen
Monat vor Schulstart, wie viele wirk-
lich kommen», sagt Jörg Meyer, der
auch Direktor des Bildungszentrums
Gesundheit für die Zentralschweiz ist.
«Die jungen Leute haben eben zahlrei-
cheAlternativen, und es ist legitim, dass
sie das ausnutzen.»

Wie viele Leute ein Studium begin-
nen, ist eine Sache – wie viele es be-
enden, eine andere. Und da macht der
Trend Meyer ebenfalls Sorgen. «In der
Zentralschweiz beobachten wir die Stu-
dienabbrüche genau.» Begründet wer-
den die Abbrüche vermehrt mit einer
mangelnden Betreuung der Studie-
renden in den Heimen und Spitälern.
Das sei ein Teufelskreis, sagte Meyer:
«In den Betrieben stehen die erfahre-
nen Pflegefachleute wegen des Perso-
nalmangels selbst unter Druck, dadurch
können sie die Studierenden weniger
eng begleiten. Doch wenn diese dann
frustriert die Ausbildung abbrechen
und gar nie in den Job einsteigen, ist
auch für das bestehende Personal keine
Entlastung möglich.»

In den Medien gibt es ein weit ver-
breitetes Narrativ über die Genera-
tion Z, also die Jahrgänge 1995 bis 2009:
Die Jungen seien wenig leistungsbereit,
hätten keinen Biss und würden sich nur
für Jobs erwärmen, in denen sie die ab-
solute Sinnhaftigkeit erkennen. Meyer
mag sich nicht mit solchen Klagen auf-
halten. «Es ist unsere Aufgabe, uns an
den Bedürfnissen dieser Generation zu
orientieren, die nun auf den Arbeits-
markt drängt.» Meyer hält die Jungen
nicht für faul. «Sie legen Wert auf Frei-
zeit, wollen in den acht Stunden im Be-
ruf aber durchaus gefordert werden.»

Um die Pflegejobs für die Genera-
tion Z attraktiver zu machen, brauche es
eine neue Führungskultur, mehr Auto-
nomie, sagt Meyer. Vorbildlich sind für
ihn beispielsweise Spitex-Organisatio-
nen, die ihre Angestellten ermuntern,
sich selbst zu organisieren. So dass die-
jenigen, die gerne in der Nacht arbei-
ten und dafür mehr verdienen, das tun
können, während die mit Familie eher
Tagesschichten übernehmen.

Ausserdem braucht es laut Meyer
eine Kampagne zur Imagekorrektur,
welche die positiven Seiten des Pflege-
berufs herausstreicht: «Man kann am
Montag freimachen und hat dann die
ganze Skipiste für sich allein. Man ist
in einem hoch dynamischen Feld tätig,
in dem sich dank der Digitalisierung
immer neue Laufbahnperspektiven er-
öffnen. Man erfährt sehr viel Dankbar-
keit von den Patientinnen und Patien-
ten.Und man hat mit grosser Sicherheit
auch in zwanzig Jahren noch einen Job.»

Meyer geht zudem davon aus, dass
die Pflegeinitiative in den nächsten Jah-
ren ihreWirkung entfalten wird. Bereits
jetzt haben die ZentralschweizerAusbil-
dungsbetriebe die Saläre für die Studie-
renden ummehrere hundert Franken er-
höht. So lassen sich Fachleute Gesund-
heit nach dem Abschluss ihrer Lehre
eher motivieren, noch die Ausbildung
zur Pflegefachfrau anzuhängen und da-
mit eine vorübergehende Lohneinbusse
in Kauf zu nehmen. Aufgrund der Aus-
bildungsoffensive sollte künftig dafür
noch mehr Geld bereitstehen.

Von der Bank zur Pflege

Künftig soll es dank den Mitteln aus
der Pflegeinitiative auch möglich sein,
neue Angebote zu entwickeln, so dass
sich etwa das Pflegestudium in Teilzeit
und flexibler absolvieren liesse. «Der-
zeit ist das Studium meist hoch regu-
liert, es ist schwierig, individuellen Nei-
gungen nachzugehen. Das deckt sich
immer weniger mit den Bedürfnissen
der jungen Leute, es braucht neue For-
mate», sagt Meyer.

Grosse Hoffnungen setzt Meyer auf
die Quereinsteiger aus anderen Berufen,
die bisher an den höheren Fachschulen
nur 20 Prozent der Pflegestudierenden
ausmachen. «Man kann mit 30 bei der
CS aussteigen und nach drei Jahren in
die Pflege einsteigen. Und in der drei-
jährigen Ausbildung erhält man, anders
als bei anderen Studiengängen, immer-
hin bis zu 2000 Franken im Monat.»

Betten für Asylbewerber könnten knapp werden
Seit Wochen rangeln Bund und Kantone darum, wer im Falle eines Ansturms für die Unterbringung sorgen muss

DANIEL GERNY

Mitten in der heissen Wahlkampfphase
der kommenden Wochen droht der
Schweiz die nächste Belastungsprobe im
Asylbereich. Mit rund 27 000 Asylgesu-
chen rechnet der Bund in diesem Jahr –
und die Prognosen scheinen sich zu be-
stätigen. Bis Ende Juli sind gemäss der
Statistik des Staatssekretariats fürMigra-
tion (SEM) gut 14 000 Gesuche einge-
reicht worden. Erfahrungsgemäss nimmt
die Zahl der Asylsuchenden im Herbst
sogar noch zu.Aber weiterhin ist unklar,
wo diese untergebracht werden sollen,
wenn die bestehenden Kapazitäten in
den Bundesasylzentren nicht ausreichen.

Nicht alle sind unkooperativ

Das Seilziehen dauert seit Monaten an.
Weil sich der Bund auf den sich abzeich-
nenden Engpass vorbereiten wollte, be-
antragte er den eidgenössischen Räten
einen Nachtragskredit von gut 130 Mil-
lionen Franken für den Bau von Con-
tainerdörfern. Doch er lief damit in der
Sommersession wegen des Widerstands
von bürgerlichen Ständeräten auf – eine
bittere Niederlage für Justizministerin
Elisabeth Baume-Schneider, aber auch

für die Kantone: Denn der Ständerat
verlangte, dass zuerst Zivilschutzanla-
gen in den Kantonen genutzt werden
müssten, bevor Geld für neue Contai-
nerunterkünfte ausgegeben wird.

Doch das wird schwieriger als erwar-
tet: Zahlreiche Kantone haben in den
letzten Tagen klargemacht, dass sie von
dieser Strategie nichts halten – und sie
keine zusätzlichen Betten zurVerfügung
stellen können. So haben die Zentral-
schweizer Kantone gemeinsam be-
schlossen, keine Zivilschutzanlagen be-
reitzustellen.Der Obwaldner Sozial- und
Sicherheitsdirektor Christoph Amstad
sagte kürzlich gegenüber Fernsehen
SRF, man sei zum Schluss gekommen,
«dass wir das imMoment nicht machen».

Auch andere Kantone sind dazu nicht
bereit, so zumBeispiel Solothurn,Grau-
bünden oder die Waadt. Als einen der
Hauptgründe nennen sie den zu erwar-
tenden Widerstand aus den Gemein-
den. Tatsächlich befinden sich viele
Zivilschutzanlagen in deren Eigentum,
so dass die Kantone nicht einfach dar-
auf zugreifen können. Schon in der Par-
lamentsdebatte vom Sommer ist dieser
Einwand vorgebracht worden.

Allerdings zeigen sich nicht alle Kan-
tone unkooperativ. Der Kanton Aargau

beispielsweise meldete beim SEM ver-
gangeneWoche die geschützte Sanitäts-
stelle in Wettingen mit rund 200 Über-
nachtungsplätzen an. Und dies, ob-
wohl sich der Gemeinderat vonWettin-
gen gegen die Nutzung der Anlage als
Asylunterkunft wehrt, die sich in einem
Wohngebiet und in der Nähe einer
Schule befindet.

Wer übernimmt die Kosten?

Der Kanton pocht aber darauf, dass der
Bund wenigstens die Kosten für die In-
standstellung der Anlage übernimmt –
ein weiterer Streitpunkt in diesem Seil-
ziehen. So schieben sich Bund,Kantone
und Gemeinden die Verantwortung
gegenseitig zu. Inzwischen wird die Zeit
knapp. Am Freitag trifft sich deshalb
die Kontaktgruppe Asyl mit Vertretern
des Bundes sowie der kantonalen Poli-
zei- und der Sozialdirektoren, um eine
Lösung zu finden. Wie diese aussehen
könnte, ist offen. Die Kantone drängen
den Bund aber dazu, selber nach Plät-
zen zu suchen. Das SEM hat im Juni
zugestimmt, abzuklären, ob Militär-
anlagen länger als geplant genutzt und
zusätzliche Unterkünfte dazugemietet
werden können.

Unter dem Strich befinden sich aber
die Kantone in einer etwas ungünsti-
geren Verhandlungsposition. Reisen in
den kommendenMonaten zu vieleAsyl-
suchende ein,werden sie voraussichtlich
früher oder später wieder unter Druck
kommen. Dies wegen einer folgenrei-
chen Bestimmung im Asylgesetz: Sie
sieht vor, dass Flüchtlinge bei Kapazi-
tätsengpässen in den Bundeszentren
ausnahmsweise auf die Kantone ver-
teilt werden können, auch wenn eigent-
lich der Bund für die Unterbringung zu-
ständig wäre.Die Kantone müssen dann
dennoch für die Betten sorgen.

Genau dies hat der Bund bereits
im letzten Herbst getan, als sich eine
Rekordzahl von Asylsuchenden ab-
zeichnete. Für sechs Wochen galt das
ausserordentliche Regime, was für die
Kantone zu einer Zusatzbelastung und
zu teilweise harscher Kritik führte. Der
Zürcher Sicherheitsdirektor Mario
Fehr warf dem Bund damals in deut-
lichen Worten vor, die Suche nach ge-
nügendUnterbringungsplätzen zulasten
der Kantone zu vernachlässigen. Eini-
ges deutet darauf hin, dass die Spannun-
gen zwischen Bund und Kantonen im
laufenden Herbst wieder grösser wer-
den könnten.

Kaum eine Arbeit ist sinnstiftender, als sich um kranke Menschen zu kümmern. Doch das Argument zieht zu wenig. GAËTAN BALLY / NZZ
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